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schaftlichen Beziehungen abzubre-
chen, wenn nicht nachgewiesen
werden kann, dass der Abbruch
dieser Beziehungen fur die diskrimi-
nierte BevOlkerung des rassistischen
Staates auch langerfristig (noch)
grOssere Nachteile zur Folge hat. f)
Wenn von Anfang an feststeht,
doss man es mit einem menschen-
rechtsverletzenden, rassistischen
System zu tun hat, soil auf den Auf-
bau von Wirtschaftsbeziehungen
von vorneherein verzichtet wer-
den. (Aufstellung nach: Schweize-
rische Nationalkommission Justitia
et Pax)

11. Gegenijberleder ungerechten
Ausiibung von Gewalt gibt es ein
allgemeines Widerstandsrecht
gegen diese Gewalt.

12. Rassistische Unrechtsregime un-
terjochen einen Grossteil der Be-
viilkerung mit struktureller und
physischer Gewalt.

13.Wirtschaftliche AktivitOten mit
rassistischen Staaten, die den unter
Punkt 10. angegebenen ethischen
Anforderungen nicht gerecht
werden, bedeuten allermindestens
ein passives Hinnehmen dieser Un-
rechtssituationen, was immer ouch
gleich eine - wenn vielleicht ouch
nicht intendierte - Stdrkung des
Regimes beinhaltet, oder sogar ein
kalkuliertes "Ausniitzen" der Situa-

tion zwecks Gewinnoptimierung
(wobei die Obergange fliessend
sind).

14."Neutralitat" oder "Passiviteir als
Handlungsprinzip gegeniiber einem
rassistischen Regime und seiner
direkten oder indirekten StLitzen
fiihrt auschliesslich zur Festschrei-
bung der von diesem Regime aus-
gehenden strukturellen und physi-
schen Gewalt (als Ilustration siehe
unsere einflihrende Zusammenstel-
lung was Apartheid bedeutet und
bewirkt).

15. Wirtschaftliche Beziehungen mit
rassistischen Staaten - wenn diese
Beziehungen nicht konkreten ethi-
schen Anforderungen zur Beendi-
gung des Unrechtsregimes unterlie-
gen - bedingen Mitschuld am Auf-
bau oder am Fortbestand dieser
Unrechtssysteme und gehen immer
zu Lasten der unter diesen Syste-
men leidenden Menschen.

16. Aus den unter 10.-15. erarbeite-
ten Einsichten und unter Beruck-
sichtigung der vorangehenden
allgenneinen Betrachtungen, ergibt
sich gegenuber wirtschaftlichen
AktivitOten mit rassistischen Staaten
- insofern diese Aktivitöten den un-
ter Punkt 10. angegebenen mini-
malen ethischen Anforderungen
nicht gerecht werden - ein Wider-
standsrecht , wenn nicht sogar (in

Anbetracht des Solidaritdtsprinzips)
eine Widerstandspflicht.

17. Aus diesem Widerstandsrecht
(ev. sogar Widerstandspflicht) ergibt
sich die MOglichkeit, wenn nicht so-
gar die ethische Verpflichtung zu
Sanktionen und Boykottmassnah-
men gegenLiber rassistischen Staa-
ten und ihren Wirtschaftspartnern
- immer unter dem Vorbehalt der
Nichtberlicksichtigung der unter
Punkt 10, erarbeiteten minimalen
ethischen Forderungen.

18. Sanktionsforderungen unterlie-
gen aber immer der ethischen Re-
levanz ihrer Ziele und der ethischen
Verantwortbarkeit ihrer Mittel und
Auswirkungen.

19. Wenn das Ziel von Sanktions-
forderungen - in Anbetracht des
Solidaritdtsprinzips - in der Beendi-
gung eines ungerechten Oppressi-
onsregimes besteht, mijssen die
Auswirkungen auf die unter diesem
Regime Leidenden mitbedacht und
sich der Zustimmung der Mehrheit
der Diskriminierten vergewissert
werden.

20. Die aus den vorausgehenden
Uberlegungen resultierenden ethi-
schen Anforderungen bediirfen des
genauen Studiums des konkreten
Kontextes eines Rassistenregimes
und seiner Unterdrijckungspraxis.

SANKTIONEN GEGEN SUDAFRIKA

'Of arum Sci k. ti -
ri

"Ober viele Jahrzehnte hinweg ruh-
ten Wachstum und Prosperitat der
sudafrikanischen Wirtschaft - ge-
nauer gesagt: Wachstum und
Prosperitat fur eine inleindische
(weisse) Minderheit und fur auslein-
dische Kapitalanleger - auf zwei
Sdulen: auf dem System der Apar-
theid und auf der Integration in die
Weltwirtschaft. Effektive Sanktio-
nen wijrden das Apartheidregime
vor die Alternative stellen: Apar-
theid oder weltwirtschaftliche
Integration... Effektive, das heisst
nach dem Kriterium maximaler
Wirksamkeit ausgeweihlte, aufei-
nander abgestimmte und Iiickenlos
durchgesetzte staatliche Sanktio-
nen des Auslands im Bereich der
siidafrikanischen Aussenwirt-
schaftsbeziehungen wijrden das
Minderheitsregime an einer em-
pfindlichen Stelle treffen.

Ein zweites kommt hinzu. Ausleindi-
sche Unternehmen und ausleindi-
sche Kapitalanleger besitzen oder
kontrollieren wesentliche Teile der
sUdafrikanischen Okonomie und

haben an ihren Ertreigen teil. Inso-
fern ist nicht nur die weisse Minder-
heit in Sijdafrika selbst, sondern
ouch das Ausland direkt oder
indirekt Nutzniesser des Apartheid-
systems. In dem Masse, in dem sich
die ausleindischen Unternehmen und
Kapitalanleger in die strategischen
Konzepte zur Aufrechterhaltung

des Apartheidregimes unmittelbar
oder ouch nur mittelbar einbezie-
hen lassen, sind sie selbst, ob sie es
wollen oder nicht, aktive Stutzen
und nicht "bloss" Nutzniesser des
Apartheidregimes. Deshalb ist Liber
effektive staatliche Sanktionen hin-
aus ouch ein tatseichlicher Rlickzug
ausldndischer Unternehmen und
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auslandischen Kapitals aus Siidafri-
ka ("disinvestment") Liberfallig, will
das Ausland nicht selbst in direkter
Weise fur die Fortdauer des Apar-
theidsystems mitverantwortlich sein.
Beides, staatliche Sanktionen des
Auslands im Bereich der siidafrika-
nischen Aussenwirtschaftsbezie-
hungen und ein Riickzug auslandi-
scher Unternehmen und Kapitalan-
leger, konnte entscheidend dazu
beitragen, das Apartheidregime zu
beseitigen, um an seine SteIle ein
demokratisches Wirtschafts- und
Gesellschaftssystem treten zu
lassen, das - durchaus auch unter
selektiver Nutzung internafionaler
wirtschaftlicher Beziehungen, so-
weit sie sich am wechselseitigen
Vorteil der beteiligten Lander und
Bevakerungen orientieren - Ent-
vvicklungsperspektiven fur alle zu
bieten hatte, unabhangig von ihrer
Hautfarbe." (Studie des Starnber-
ger Instituts)

Ziel der Sanktionen ist also ein-
deutig die Abschaffung des Apar-
theidregimes und die Errichtung ei-
nes gerechten, auf die Beteiligung
aller angelegten Wirtschafts- und
Gesellschaftssystems.

Dieses Ziel konnte durch die soge-
nannte Politik des "konstruktiven
Engagements" (: wirtschaftliche
Beziehungen mit Sudafrika, da-
durch bedingte Einwirkungen auf
das Apartheidregime und die da-
raus erhoffte langsame Verande-
rung., des Systems) absolut nicht er-
reic! t werden, denn : "Apartheid ist
lebendiger denn je!" (Aussage ei-
ner Delegation der katholischen
BischOfe Sudafrikas vom 13.3.89)
Ausserdem ist der Handlungsspiel-
raum eines Unternehmens, das
Handels- oder/und Finanzbezie-
hungen zur Republik Sudafrika
pflegt, durch die vom Stoat aufge-
zwungene Einhaltung der Apar-
theidgesetze so enggezogen, doss
die unter obigem Punkt 10. ver-
langten ethischen Minimalforderun-
gen absolut nicht eingehalten wer-
den kOnnen. Dies umsomehr als ge-
mass dem "National Supplies Act"
von 1970 jedes Unternehmen zur
direkten Unterstiitzung des weissen
Regimes genotigt werden kann und
nach dem "National Key Points Act"
sind alle Unternehmen - auch aus-
landische - in Schlasselpositionen
verpflichtet, eine "weisse, bewaff-
nete Werkschutzeinheit" aufzustel-
len.

Wirk.scernk.eitvon
Sanktionen n n
Dcass Sanktionen wirksam sind,
geht aus diversen Studien hervor (so
z.B. die Studie des Starnberger In-
stituts oder die Studie der schwei-
zerischen Nationalkommission
Justitia et Pax), aber auch aus ei-
ner,vom Aussenministerium der Re-
publik Sudafrika bezahlten, ganz-
seitigen Anzeige in der Neuen Ziir-
cher Zeitung (NZZ 5.10.89). Wenn
es namlich dort heisst: "...Das ist
Sudafrikas Okonomische Realitat.
Die Revolution, die Schluss macht
mit der Apartheid. Sie kOnnen dazu
beitragen, dass Sudafrika dieses
Ziel erreicht, indem sie die vielen
sudafrikanischen Unternehmen und
Organisationen, die sich fur eine
freie Wirtschaft einsetzen, unter-
stLitzen, statt deren systematische
Zerstorung zu befLirworten und zu
fOrdern", so geht daraus ganz klar

die Wirksam- keit wirtschaftlicher
Sanktionen hervor! (Was das Pro-
paganda-Argument anbelangt, die
Apartheid-Wirtschaft sei eine "Re-
volution", die Schluss mit der Apar-
theid macht, so verweisen wir auf
die inneren Widerspriiche dieser
Aussage, sowie auf die diversen
Fakten und Aussagen, die cinders-
wo in diesem Beitrag aufgelistet
sind und dieser Aussage absolut wi-
dersprechen. Die in der 9leichen
Anzeige vorgeschobene 'Sorge"
urn die Auswirkungen wirtschaftli-
cher Sanktionen auf die schwarze
BevOlkerung kann - in Anbetracht
der strukturellen und physischen
Gewalt, die das Apartheidregime
beinhaltet, und der daraus resultie-
renden Pauperisierung der schwar-
zen BevOkerung - nur als blanker
Zynismus und als plumpe Propa-
ganda zur Abwendung von Sankti-
onen angesehen werden!)

Die sehr hohe Exportabhangigkeit
Sudafrikas, die extreme Verwund-
barkeit der slidafrikanischen Wirt-
schaft - insbesondere auf dem Ge-
biet der Kreditbeziehungen - (EG-
Bericht 1988) sprechen eindeutig
far die Effizienz von Boykottmass-
nahmen und Wirtschaftssanktionen.
Handelssanktionen kOnnen natiirlich
immer umgangen oder durchbro-
chen werden. Aber sie sind nur zu
umgehen, wenn hOhere Preise beim
Warenimport bzw. niedrigere ErIO-
se beim Export in Kauf genommen
werden, d.h. die "Kasten" des
Apartheidregimes erhOhen sich
drastisch. Ausserdem fiihrt die
strukturelle Gewalt des Aparthei-
dregimes, die eine wachsende
Gegengewalt der schwarzen
Bevalkerung hervorruft - haupt-
sachlich in Form des politischen Wi-
derstandes ihrer inneren Logik
nach, zu einer steigenden Militari-
sierung der sadafrikanischen Ge-

sellschaft, zur tendenziellen Aus-
schaltung ziviler Kontrollmechanis-
men, zur Gevvalteskalation in wich-
tigen Bereichen und zu einer ex-
plosionsartigen Kostenerhohung des
Repressionsapparates.

Sanktionen und politischer Wider-
stand erh6hen drastisch die finan-
ziellen, Okonomisc:hen und politi-
schen Kasten des Apartheidregi-
mes. Da aber die hauptsachliche
Funktion der Apartheid in der Oko-
nomischen Priviligierung der weissen
Minderheit besteht, kommt es bei
steigender "Kostenexplosion" des
Apartheidregimes zu einer realisti-
schen Verdeutlichung der, haupt-
sachlich jetzt auch die Weissen
betreffenden, Okonomischen Ko-
sten des Regimes, sowie der Ian-
gerfristig ins Desaster fahrenden
Perspektiven eines Beharrens auf
Apartheid. Um diesem Desaster zu
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entgehen, bietet sich dann, als
einzige Alternative, eine politische
Verhandlungsliisung mit der
schwarzen Bevalkerung an.

usvvirku nse n
van Sanktionen
clef die schwarze
BeNralkerung

"Die grundsatzliche Ablehnung jeg-
licher Sanktionen durch Wirt-
schaftsvertreter und konservative
Politiker unter Hinweis auf die
dadurch verursachte Zunahme der
sozialen Not bei der schwarzen
BevOlkerung muss bei engagierten
Anti-Apartheid-Kreisen jedoch als
unglaubwOrdig und geradezu bi-
gott wirken, weil gerade die engen
wirtschaftlichen Verflechtungen
zwischen Siidafrika und den westli-
chen Landern bisher ein zentrales
Element des Apartheidregimes
waren und auch. immer noch sind."
(Rolf Hofmeier, Uberblick 1/88) Die-
se angebliche Sorge westlicher In-
dustrielander urn die schwarze
BevOlkerung wird von den ver-
schiedenen Organisationen des sij-
dafrikanischen politischen Wider-
standes natiirlich als unglaubwijrdig
zurijckgewiesen, da sich die glei-
chen Lander in der Vergangenheit
keine grossen Sorgen urn das Los
der schwarzen Mehrheit gemacht
haben.

Unabhangig von dieser "interesse-
bedingten" Sorge steht aber fest,
doss Sanktionen die Arbeitslosigkeit
welter in die HOhe treiben werden
und damit die Not und das Elend in
den Townships kurzfristig verschar-
fen. Allerdings darf hier nicht
vergessen werden, doss das Apar-
theidsystem als solches strukturell
Arbeitslosigkeit erzeugt. Diese Tat-
sache geht eindeutig aus der Ge-
schichte der Apartheid, ihrer Ge-
setzgebung und deren Auswirkun-
gen hervor (cf. diverse Studien zur
Apartheid). Dies 1st z.B. auch die
Uberzeugung der sUdafrikanischen
katholischen Bisch6fe, sowie der
beiden Gewerkschaftsdachsver-
bande der unabhangigen und frei-
en schwarzen Gewerkschaf ten.
Denn sie sind Uberzeugt, durch die
Uberwindung des Apartheidregimes
- die mit Sanktionen beschleunigt
werden soil das Problem der Ar-
beitslosigkeit langfristig wirkungs-
voller bekampfen zu kOnnen, als
durch den Verzicht auf Sanktionen
und die Beibehaltung des Apar-
theidregimes. Dass Apartheid
strukturell Arbeitslosigkeit erzeugt,
wird von einem "unverdachtigen"
Zeugen, dem Vorstandsvorsitzen-
den von Barlow Rand ("the largest
industrial group in South Africa")
eindeutig bestatigt: ""...Wahrend
die Weissen uber die vercianaenen

38 Jahre nationaler Regierung die
FrOchte einer freien Marktwirt-
schaft einbringen konnten, hatten
die Schwarzen unter einem 'totali-
taren Sozialismus' gelitten; sie
hatten weder Entscheidungen tref-
fen, noch Land besitzen, Geschafte
erOffnen, ihre Arbeitskraft dort
verkaufen, wo sie gebraucht wor-
den ware, noch ohne erhebliche
Schwierigkeiten in Kaderpositionen
aufrUcken kOnnen. Heute seien po-
litische und wirtschaftliche Proble-
me derart verwickelt, dass die ei-
nen ohne die andern nicht zu Risen
seien." (zitiert nach Neue ZUrcher
Zeitung, 26.7.86)

Wie clenkt die be-
tr cs f f e schwar-
z Bevalk.erung
'Ober Sanktionen a?

Die Meinung der schwarzen Beval-
kerung Sijdafrikas bezUglich Sank-
tionen 1st nicht leicht zu ermitteln,
da die Schwarzen sich nicht offen
dazu aussern kUnnen. Die Befijr-
wortung von Boykottmassnahmen
steht namlich als "Wirtschaftssabo-
tage" unter Strafe und kann nach
einem Gesetz von 1975 sogar als
"Terrorismus" geahndet werden!
Eine Offentliche Meinungsbildung
zu dieser Frage ist also unmOglich.
Diverse rezente Studien der Natal-
Universitat, von Gallup, von CASE
etc. belegen, doss eine Mehrheit
der Schwarzen Sanktionen befiir-
wortet. Diese Umfragen werden
noch dadurch erhartet, dass die un-
abhangigen schwarzen Gewerk-
schaftsverbande (COSATU, NACTU,

NUM...), aber ouch die grossen
OppositionsbOndnisse (UDF, MDM,
ANC...) sich eindeutig fur Sanktio-
nen aussgesprochen haben. Das
ware kaum mOglich, wenn nicht ei-
ne Mehrheit ihrer Mitglieder und
Anhanger diese Forderung unter-
stiitzen

Unter den Bewegungen der
Schwarzen zeichnet sich nur Inka-
tha durch ihre radikale Opposition
gegenOber Sanktionen aus. Inkatha
1st eine von Chief-Minister Gatsha

Buthelezi des Homelands Kwazulu
gegrUndete schwarze Bewegung,
der hauptsachlich Zulus angehOren.
In Kwazulu hat sich die Inkatha zu
einer Art Einheitspartei entwickelt,
die keine andere Bewegung neben
sich dulden will, und Bewegungen
wie UDF und COSATU sogar mit
Gewalt bekampft. "Inkatha lanca
une campagne &adhesions forcees
- pour avoir une maison, un emploi,
une pension, mieux vaut avoir sa
carte - dans la region de Pieterma-
ritzburg. La violence meurtriere
est developpee." (bulletin Cridev n.
81) Die meisten Opfer dieser Aus-
einandersetzungen waren in der
UDF oder COSATU engagierte
schwarze Menschenrechtskampfer
oder Gewerkschafter. Wegen die-
ser gewalttatigen Auschreitungen
von Inkatha-Leuten und wegen sei-
ner undifferenzierten Angriffe
gegenijber UDF, COSATU, ANC,
dem Siidafrikanischen Kirchenrat
(SACC) und der katholischen Bi-
schofskonferenz (SACBC), hat
Gatsha Buthelezi eindeutig Sym-
pathien bei der schwarzen Bevi3I-
kerung eingebUsst. Und aufgrund
seines "Arrangements" mit der
weissen Fijhrung - als Chief-Minister
von Kwazulu ist er von der weissen
Regierung in Pratoria abhangig - ,
wird er heute von vielen Schwarzen
als ein Tell des Establishments oder
sogar als Kollaborateur angesehen.
Es 1st darum wenig verwunderlich,
doss er die Sympathien von alle-
rhOchstens 10 bis 20 Prozent der
Schwarzen (meist Zulus) auf sich
vereinen kann.

Entscheidend 1st, class solange Or-
ganisationen des Widerstandes, die
eine breite Verankerung in der
BevOlkerung haben (ANC, UDF,
MDM, COSATU, NACTU, NUM...),
fur Sanktionen eintreten, dies auch
als Ausdruck der politischen Mei-
nung einer Mehrheit zur Kenntnis
genommen werden muss, zumal
moralische Autoritaten wie der
Siidafrikanische Kirchenrat und die
Katholische Bischofskonferenz die-
se Forderungen unterstUtzen und
sich eindeutig fur Sanktionen aus-
sprechen.
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Zeichnung: DS/Gerhard Mester

»Lind wovon sollen die kleinen Schwarzen leben, wenn ich mit dem Fiittern aufhOre!?«

BOYCOTT

TOTAL

Welche Sczi k.ti co -
mai, sc:)11,-1

werden?

Drei Optionen bieten sich an:

a) Nadelstichsanktionen, wie sie zur
Zeit be trieben werden

b) vermehrte Teilsanktionen

c) umfassende Sanktionen

Nadelstichsanktionen - deren Wir-
kung iiber einen langeren Zeitraum
kontinuierlich wachst - haben den
Nachteil,dass sich das Apartheid-
regime dann erst nach einer gewis-
sen Zeitspanne genatigt sieht, se-
Hose politische Verhandlungen mit
den authentischen Vertretern der
schwarzen BevOlkerung aufzuneh-
men.

Totale umfassende Sanktionen
kOnnten das Apartheidregime zu
brutalen Vergeltungsmassnahmen
gegenliber dem schwarzen politi-
schen Widerstand fijhren. Ausser-
dem kannte die Wirtschaft auf irre-
versible Art und Weise geschadigt
werden, was gegeniiber einem
zukiinftigen nicht-rassistischen,
demokratischen Sijdafrika ethisch
nicht zu verantworten ware.

- Das wahrscheinlichste und am
meisten Erfolg versprechende Sze-
nario werden jedoch mittlere stetig
wachsende Sanktionsmassnahmen,
sogenannte "intelligente Sanktio-
nen" sein, die auch die psycholo-
gisch-politische Intention ganz
deutlich zum Ausdruck bringen.

Die Zermurbung durch wachsenden
politischen Druck, durch Disinvest-
ment und Wirtschaftssanktionen, im
Verein mit den wachsenden Kosten
der UnterdrUckungsmaschinerie und
der steigenden Mobilisierung der
schwarzen BevOlkerung, sind zwar

nicht ausreichend urn das Regime
kapitulationsreif zu machen, sie
zwangen es aber mit Sicherheit zu
seriosen politischen Verhandlungen
mit der schwarzen Mehrheit.

Abschliessend soil noch kurz die
Frage aufgeworfen werden, ob
Sanktionen, in Anbetracht der von
der neuen Regierung De Klerk ver-
sprochenen "Reformen", iiberhaupt
noch notwendig sind. Nach allem
was De Klerk bis jetzt iiber die "Re-
formen" verlauten liess, kann es
hachstens urn eine Reformierung,
jedoch nicht urn eine totale Ab-
schaffung der Apartheid gehen. Zu
dieser Einschatzung kamen die
Kirchenfiihrer Desmond Tutu, angli-
kanischer Erzbischof von Johan-
nesburg und Friedensnobelpreistra-
ger, Allan Boesak, President des
Ref ormierten Weltbundes, sowie
Frank Chikane, Generalsekretar des
Sijdafrikanischen Kirchenrates. Und
sie verlangen konsequenterweise
die Sanktionen zu verlangern und

sogar noch zu verschaifen, so-
lange bis eine Verhandlungsli3sung
zwischen weissem Apartheidregime
und einer legitimen Vertretung der
schwarzen BevOlkerung in Aussicht
steht. ANC, UDF, MDM und die
oben schon erwahnten Gewerk-
schaf ten schliessen sich diesem
Standpunkt an. Auch die etwa 40
Staaten der Commonwealth-Familie
haben, mit Ausnahme von Frau
Thatcher, scharfere Sanktionen be-
schlossen

"Intelligente" selektive und pro-
gressive Sanktionen, von der
schwarzen BevOlkerung als Zeichen
der Solidaritat mit ihrem politischen
Kampf gefordert, sind effizient im
Verbund mit dem politischen Wi-
derstand der Schwarzen. Sie kart-
nen zwar nicht den Fall des Regi-
mes erzwingen, zumindest aber
dessen Bereitschaft zu seriOsen
Verhandlungen. Sanktionen wer-
den deshaib die Uberwindung der
Apartheid erheblich beschleunigen.

Mathias Flammang
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